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§ 13
Versagung der Aufnahme oder 
Fortsetzung der Weiterbildung

(1) Die Aufnahme oder Fortsetzung der Weiterbildung in 
einer bestimmten Fachrichtung ist durch den zuständigen 
Bezirksarzt zu versagen, wenn sich aus Tatsachen ergibt, daß 
entscheidende Voraussetzungen für die berufliche Tätigkeit 
in der gewählten Fachrichtung fehlen oder nicht geschaffen 
werden können.

(2) Die Entscheidung über die Versagung ist aufzuheben, 
wenn die Gründe hierfür entfallen sind.

(3) Gegen die Versagung der Aufnahme oder Fortsetzung 
der Weiterbildung oder gegen die Ablehnung des Antrages 
auf Aufhebung der Versagung besteht das Recht der Be­
schwerde gemäß den Bestimmungen des § 22.

§ 14
Weiterbildung in mehreren Fachrichtungen und 

Fachrichtungswechsel

(1) Die Weiterbildung erfolgt nur in einer Fachrichtung.

(2) In besonders begründeten Fällen kann nach Abschluß 
der Weiterbildung in einer Fachrichtung eine Weiterbildung 
in einer zweiten Fachrichtung genehmigt werden, wenn

a) ein dringendes fachliches oder gesellschaftliches Bedürf­
nis für eine Weiterbildung in einer zweiten Fachrichtung 
besteht,

b) aus gesundheitlichen Gründen eine Weiterbildung in 
einer zweiten Fachrichtung notwendig wird.

Die Entscheidung hierüber trifft der zuständige Bezirksarzt. 
Dabei ist nach Beratung mit der zuständigen Fachkommis­
sion festzulegeh, welche zusätzlichen Anforderungen für die 
Weiterbildung in der zweiten Fachrichtung zu erfüllen sind. 
Die staatliche Anerkennung als Facharzt bzw. Fachzahnarzt 
in einer zweiten Fachrichtung kann nur erlangt werden, wenn 
eine mindestens 3jährige Weiterbildung in der zweiten Fach­
richtung nachgewiesen wird und das Bildungs- und Erzie­
hungsziel dieser Fachrichtung erreicht ist.

(3) Ist die Facharzt-/Fachzahnarztanerkennung in mehreren 
Fachrichtungen gemäß Abs. 2 erfolgt, so darf nur die 
Facharzt-/Fachzahnarztbezeichnung geführt werden, die der 
jeweils ausgeübten fachärztlichen/fachzahnärztlichen Tätigkeit 
entspricht.

(4) Der Wechsel der Fachrichtung vor Abschluß der Weiter­
bildung kann vom Bezirksarzt genehmigt werden, wenn 
Gründe im Sinne des Abs. 2 vorliegen oder sich die fachliche 
Nichteignung für das erste gewählte Fachgebiet ergibt. Auf 
die Weiterbildung in der zweiten Fachrichtung werden Ergeb­
nisse der bisherigen Weiterbildung, die den Erfordernissen des 
Bildungsprogramms der neuen Fachrichtung entsprechen, an­
gerechnet.

§ 15
Bestimmungen zum Arbeitsvertrag

(1) Die Anforderungen der Weiterbildung sind im Arbeits­
vertrag so festzulegen, daß die Einheit von beruflicher Tätig­
keit und Weiterbildung in der Fachrichtung gewährleistet ist. 
Der Leiter der Einrichtung, mit der der Arbeitsvertrag abge­
schlossen wurde, ist dafür verantwortlich, daß im Rahmen 
der beruflichen Tätigkeit die Bestimmungen über die Tätig­
keit und Weiterbildung eingehalten werden. Für den Arbeits­
vertrag gelten die Rechtsvorschriften über den Einsatz der 
Absolventen.* Der Arbeitsvertrag ist für die Dauer der Wei­
terbildung befristet abzuschließen.

* Z. Z. gelten:
die Absolventenordnung vom 3. Februar 1971 (GBl. II Nr. 37 S. 297), 
die Erste Durchführungsbestimmung dazu vom 3. Februar 1971 
(GBl. n Nr. 37 S. 301),
die Anweisung vom 29. Januar 1973 (Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums für Gesundheitswesen Nr. 2/1973).

(2) Zwischen dem Leiter der Einrichtung und dem Arzt 
bzw. Zahnarzt ist zur weiteren Ausgestaltung des Arbeits­
rechtsverhältnisses in Ergänzung des Arbeitsvertrages eine 
Weiterbildungsvereinbarung nach dem Muster der Anlage 1 
abzuschließen. Die Weiterbildungsvereinbarung muß auf der 
Grundlage des entsprechenden Bildungsprogramms und unter 
Berücksichtigung spezifischer Erfordernisse der Nachwuchs­
entwicklung abgeschlossen werden.

(3) Ist die Weiterbildung gemäß § 8 in der Einrichtung, mit 
der der Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde, teilweise nicht 
möglich, erfolgt eine Delegierung des Arztes bzw. Zahnarztes 
in eine geeignete zugelassene Weiterbildungseinrichtung. In 
diesem Falle ist der Arbeitsvertrag durch eine Delegierungs­
vereinbarung zwischen dem Leiter der delegierenden Einrich­
tung, dem Leiter der Einrichtung, in die die Delegierung er­
folgt, und dem Arzt bzw. Zahnarzt zu ergänzen. In dieser 
Delegierungsvereinbarung sind besonders festzulegen:
— Aufgaben, Zielstellung und Dauer der Delegierung;
— Zahlung der Vergütung durch die delegierende Einrichtung 

gemäß § 77 des Gesetzbuches der Arbeit, und von Zu­
schlägen (z. B. Erschwerniszuschlag) durch die Einrichtung, 
in die die Delegierung erfolgt;

— Vorschlagsmöglichkeiten für Auszeichnungen und Prämie­
rungen ;’

— U rlaub sregelung;
— Übertragung der Disziplinarbefugnis auf den Leiter der 

Einrichtung, in die die Delegierung erfolgt;
— Teilnahme am gesellschaftlichen und betrieblichen Leben;
— sonstige Festlegungen über notwendige Informationen und 

regelmäßige Kontakte, die sich aus der Delegierung erge­
ben.

Die Delegierungsvereinbarung ist dem zuständigen Bezirks­
arzt abschriftlich zur Kenntnis zu geben. Die Delegierungszeit 
darf 3 Jahre nicht überschreiten. Ausnahmen bedürfen der 
Bestätigung durch den zuständigen Bezirksarzt.

(4) Für zusätzliche Aufwendungen während der Delegie­
rung gemäß Abs. 3 sowie bei Teilnahme an zentralen Lehr­
gängen und obligatorischen Lehrveranstaltungen während der 
Weiterbildung zum FaCharzt/Fachzahnarzt sind die Reise­
kosten nach dem Reisekostenrecht zu erstatten. Dabei gelten 
Delegierungen als dienstliche Abordnungen im Sinne des 
Reisekostenrechts.

§16
Nachweisheft für die Weiterbildung 

zum Facharzt/Fachzahnarzt*

(1) Die Ärzte und Zahnärzte führen ein Nachweisheft über 
den Gang ihrer Weiterbildung. Die Nachweishefte werden vom 
Rat des Bezirkes, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, 
den Weiterbildungseinrichtungen zur Verfügung gestellt und 
vom Weiterbildungsleiter bzw. seinem Beauftragten dem Arzt 
oder Zahnarzt bei Beginn der Weiterbildung ausgehändigt.

(2) Das Nachweisheft ist dem Antrag auf Zulassung zur 
Prüfung und zur Erteilung der staatlichen Anerkennung als 
Facharzt/Fachzahnarzt beizufügen. Der Arzt/Zahnarzt erhält 
es nach bestandener Prüfung zurück.

§ 17
Prüfung

(1) Zum Abschluß der Weiterbildung wird eine Prüfung 
durchgeführt, die die Grundlage für die Erteilung der staat­
lichen Anerkennung als Facharzt/Fachzahnarzt bildet.

(2) In der Prüfung soll durch den Arzt bzw. Zahnarzt der 
Nachweis erbracht werden, daß er den wesentlichen Inhalt 
des Bildungsprogramms beherrscht und in der Praxis anzu­
wenden vermag. Er muß den Zusammenhang seiner künfti­
gen Tätigkeit mit den anderen medizinischen Gebieten über-

* Zu beziehen beim Vordruck verlag Freiberg, Zweigstelle Dresden; 
80 Dresden, Leipziger Str. 110.


